
15 Eckpunkte für Fusionen und Kooperationen
im Sparkassenwesen

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, BerlinAus vielfältigen Gründen spielen Fra-
gen von Kooperationen und Fusionen

im Sparkassensektor seit Langem eine
große Rolle. Angesichts der Marktbedin-
gungen wird dies auch in Zukunft so sein!
Die Fusionsentscheidungen liegen da-
bei allein in der Entscheidungszustän-
digkeit und Verantwortung der Trä-
ger; das sind neben kreisfreien Städten
und zum Teil kreisangehörigen Gemein-
den ganz überwiegend die Landkrei-
se, für die die von ihnen getragenen
Sparkassen flächendeckend von heraus-
ragender Bedeutung sind.

Die Gremien des Deutschen Landkreista-
ges haben sich angesichts dessen und
auch wegen der immer wieder von außen
erfolgenden Angriffe auf das Besonderhei-
ten aufweisende und gerade deshalb sehr
erfolgreiche deutsche Sparkassenwesen
und seinen Verbund etwa durch die Euro-
päische Kommission oder die Monopol-
kommission in den letzten gut 20 Jahren
beständig – und im Ergebnis durchaus
erfolgreich – mit Fragen der Sicherung
der kommunal getragenen Sparkas-
senstruktur befasst, um ein erfolgreiches
System in eine wirtschaftlich und rechtlich
gesicherte Zukunft zu begleiten.

Aus Anlass jüngster, von innen heraus
kommenderstrukturgefährdenderFusions-
überlegungen1 hat das Präsidium des
Deutschen Landkreistages in Anknüp-
fungan frühereBeschlüsse inseinerSitzung
am 23.3.2021 erneut 15 Eckpunkte zu
Fusionen und Kooperationen im Spar-
kassenwesen als Orientierungspunkte für

Trägerentscheidungen in allen Bundeslän-
dern einstimmig beschlossen:

I. Fundamentale Bedeutung der
Sparkassen

1. Den dezentralen, kommunal veranker-
ten Sparkassen mit ihren Struktur-
merkmalen „öffentlicher Auftrag“, „öf-
fentliche Trägerschaft“ und „Regional-
prinzip“ kommt auch zukünftig eine
grundlegende Bedeutung für eine wirt-
schaftlich gleichmäßige Entwicklung in
Deutschland zu. Dabei gewährleistet
nur ein starker Verbund die Erfüllung
des öffentlichen Auftrags auch und ge-
rade in wirtschaftlich schwächeren Ge-
bieten.

2. Spiegelbildlich zur Sicherstellung einer
angemessenen Erfüllung des öffentli-
chen Auftrags der Sparkassen ist die
Aufrechterhaltung der öffentlichen
Rechtsform als allein mögliche Orga-
nisationsform zwingend geboten.

3. Alle Strategien zur Verbesserung der
Strukturen der kommunalen Sparkas-
sen müssen aus Sicht des kommuna-
len Trägers daran gemessen werden,
ob der örtlich bezogene öffentliche Auf-
trag sichergestellt und damit korres-
pondierend die Trägereinflüsse ge-
wahrt werden.

4. Fusionen kommunal getragener Spar-
kassen sind zuvörderst Angelegenhei-

ten der kommunalen Träger. Sie fallen
daher in die Verantwortung der Verwal-
tungsräte und erwachsen nicht aus den
operativen Befugnissen der Vorstände.

II. Säulenübergreifende
Fusionsüberlegungen

5. Die Beteiligung Privater an den kom-
munalen Sparkassen, auch in Form
einer Finanzbeteiligung ohne Mitwir-
kungsrechte, ist mit den wesentlichen
Strukturmerkmalen und der öffentlich-
rechtlichen Verfasstheit kommunaler
Sparkassen nicht vereinbar.

6. Kommunale Sparkassen und Volks-
und Raiffeisenbanken sind in ihren Ziel-
setzungen der Förderung von Gemein-
wohlinteressen auf der einen und der
Förderung des Genossenwohls auf der
anderen Seite nicht miteinander kom-
patibel. Daher werden Fusionsüberle-
gungen zwischen beiden Institutsgrup-
pen abgelehnt. Soweit der Sparkas-
senauftrag und dasRegionalprinzip ge-
wahrt werden, sind allenfalls örtliche
Kooperationen denkbar.

III. Fusionen und Kooperationen
innerhalb der öffentlich-rechtli-
chen Säule

a) Vertikale Überlegungen

7. Die Bildung von horizontal handelba-
rem Stammkapital bei Sparkassen
führt zur Ausbildung von mit den Spar-
kassenstrukturmerkmalen nicht verein-
barenden Shareholder-Interessen und
ist deshalb nicht zielführend.

8. Vertikale Verbünde, etwa in Form von
Holding- oder Integrationsmodellen
zwischendenkommunalenSparkassen
und Landesbanken, und andere Kon-
struktionen, die zu einer faktischen Filia-
lisierung der Sparkassen in organisato-
rischer und unternehmerischer Hin-
sicht, einem Verlust dezentraler Unter-
nehmensverantwortung und der kom-
munalen Anbindung führen, werden
abgelehnt.

9. Ein Rating-Floor für die gesamte Spar-
kassenfinanzgruppe greift die Vorteile
der Verbundzusammenarbeit und des
Haftungsverbundes auf, ohne damit
die Eigenständigkeit und kommunale
Bindung der Sparkassen aufzugeben.

Mit dem früheren Fraspa- und späteren Helaba-Chef Herbert Hans Grüntker (l.) in der Diskussion.
Fotos: DSGV

1 Dazu Brüning, Der Landkreis 2020, 763 ff. sowie
Henneke, Der Landkreis 2020, 459 ff., 465 f.,
697 ff., 770 f., Der Landkreis 2021, 19 ff., 25 f., 26 f.
sowie in diesem Heft 143 ff. und 157 f.
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b) Horizontale Überlegungen

10.Grenzen für die Fusion von Sparkassen
ergeben sich aus dem Charakter des
Betreibens einer Sparkasse als kom-
munale Aufgabe, insbesondere der
kommunalen Anbindung, der örtlichen
Radizierung, dem öffentlichen Auftrag,
den Grundsätzen kommunaler Selbst-
verwaltung und dem Demokratieprin-
zip. Es gibt keine positive Korrelation
zwischen Institutsgröße und Ertrags-
stärke.

11. Fusionen zwischen kommunal getra-
genen Sparkassen und Freien Spar-
kassen können wirtschaftlich sinnvoll
sein, kommen aber nur in Betracht,
wenn die fusionierte Sparkasse die
Rechtsform einer Anstalt öffentlichen
Rechts erhält.

12. Fusionen auf Kreisebene sind aus kom-
munaler Perspektive grundsätzlich als
unproblematisch einzustufen. Kreis-
übergreifendeFusionensindvertretbar,
wenn sie sich in Orientierung an wirt-
schaftlichen Zusammenhängen und in
überschaubaren Räumen mit einer
nach wie vor möglichen örtlichen und
kundennahen Verankerung vollziehen.
Bei Fusionen zwischen gebietsbe-
nachbarten Sparkassen dehnen sich
dann der öffentliche Auftrag und das
Regionalprinzip räumlich aus. Sprung-
fusionen widersprechen den Erforder-
nissen eines einheitlichen Gebiets und

der Überschaubarkeit und sind strikt
subsidiär zu Fusionen benachbarter
Sparkassen. Sie dürfen nur zugelassen
werden, wenn wirtschaftliche und
strukturelle Gegebenheiten sie erfor-
derlich machen. Eine Pflicht zur Anhö-
rung der kommunalen Landesverbän-
de sollte statuiert werden.

DSGV-Präsident Helmut Schleweis.

13. Kooperationen zwischen Sparkassen
werden vor allem in den Bereichen von
Wert sein, die durch weitgehend stan-
dardisierte Routineabläufe geprägt
sind und bei denen deshalb schnell
und relativ unkompliziert aus derGröße
resultierende Prozessoptimierungen
anfallen und entsprechende Rationali-
sierungsvorteile realisiert werden kön-
nen. Zuprüfen ist, ob sich hierfür neben
der Bündelung im Backoffice-Bereich
auch andere Bereiche wie etwa Zah-
lungsverkehr/Wertpapierentwicklung,

Produktentwicklung, Recht, Marketing
und Buchführung eignen.

14. Bei der bedeutsamen Rolle der Spar-
kassenverbände im Bereich der Ko-
operationen ist kritisch zu prüfen, ob
durch ihre Aktivitäten der Aufbau von
faktischen Konzernstrukturen droht
und der Einfluss der kommunalen Trä-
ger ausgehebelt wird.

IV. Überlegungen zur Bewahrung
des Trägereinflusses

15. Zur Bewahrung des Einflusses der
kommunalen Träger sollte die Stellung
der Verwaltungsräte der Sparkassen
gestärkt werden. Hierzu sollte mehr
Transparenz bezüglich einer Analyse
der wirtschaftlichen und sozialen Si-
tuation des Geschäftsgebietes, nähe-
rer Informationen zur betriebswirt-
schaftlichen Lage der Sparkasse und
ihrer Positionierung imSparkassenver-
gleich sowie der Auskünfte über die
Erfüllung des öffentlichen Auftrages
geschaffen werden. &&

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Hauptgeschäftsführer des Deutschen
Landkreistages und Vizepräsident des

Deutschen Sparkassen- und
Giroverbandes, Berlin

Sparkassenfusionen zwischen wirtschaftlichen Not-
wendigkeiten und verfassungsrechtlichen Grenzen
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Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
A. Aktualität und Relevanz der

Fragestellung

In Rheinland-Pfalz wird gegenwärtig erst-
mals und mit Relevanz für das gesamte
Bundesgebiet die Frage erörtert:

Ist eine Fusion von zwei Sparkassen sinn-
voll und zulässig, gerade

„weil nicht regionale Gegebenheiten (zwei Nach-
barsparkassen) für eine Zusammenarbeit aus-
schlaggebend sind, sondern sich zwei bedeut-
sameWirtschaftsräume zusammenschließen und
sich weitere Sparkassen bei Bedarf andocken
können? Dabei ist eine Vollfusion auf der Basis
einer Banklizenz mit einem neu zu gründenden
Zweckverband als Träger angedacht, wobei
räumlich voneinander getrennte Vertriebsberei-
che gebildet werden sollen.“

Ein solches Vorhaben lässt sich als „Brü-
ckenkopf-Fusionmit Andockfunktion“
charakterisieren, da unter einem Brücken-
kopf militärisch betrachtet eine „Stellung
auf einem Territorium zu verstehen ist,
welches vom eigenen Territorium durch
einen Fluss getrennt ist, um mit Errichtung
dieser Stellung ein Gebiet zu schaffen,

welches „ein sicheres Anlanden eigener
Truppen sowie von Nachschub ermög-
licht“.

Auf den ersten Blick scheint das Sparkas-
sengesetz von Rheinland-Pfalz1 dem je-
denfalls nicht offensichtlich entgegenzu-
stehen, heißt es doch in § 22 Abs. 1 S. 2
SpkG, dass eine Vereinigung mehrerer
Sparkassen insoweit anzustreben ist, als
dies zur Verbesserung der Ertragsstärke
und Wettbewerbsfähigkeit „unter Berück-
sichtigung des öffentlichen Auftrags erfor-
derlich ist“.

Des Weiteren heißt es in § 22 Abs. 1 S. 3
SpkG, dass der Sparkassenverband die
Vereinigung von Sparkassen zu fördern
hat.

In einem ersten Gutachten werden dabei
Wesen und Struktur sowie die öffent-
lich-rechtliche Einbindung der von
Kommunen getragenen Sparkassen

völlig verkannt, was besonders deutlich
im Einleitungssatz zur Zulässigkeit der Ver-
einigung zum Ausdruck kommt, in dem es
dort ebenso knapp wie grundfalsch heißt:

„Das Landessparkassengesetz ermöglicht es
zwei oder mehr Sparkassen, sich zu einer Spar-
kasse zu vereinigen.“

Nein, nirgendwo in Deutschland und damit
auch in Rheinland-Pfalz können sich öf-
fentlich-rechtliche Sparkassen vereini-
gen! Vielmehrwerden sie vereinigt durch
Entscheidungen ihrer kommunalen
Träger bei Genehmigung durch die
Aufsicht als Ermessensentscheidung.
Weder können Sparkassen eine Vereini-
gung selbst herbeiführen, noch können sie
sich ihr wirksam widersetzen. Sparkas-
sen sind als kommunale Einrichtungen
niemals Subjekte, sondern stets Objekte
einer Fusion.

Insoweit ist auch das SpkG von Rheinland-
Pfalz als eine Materie des Besonderen

1 Vom 1.4.1982 (GVBl. 1982, 113) i.d.F. vom
2.3.2017 (GVBl., 21).
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